
Stand: 12.11.2025 21:59:37

Vorgangsmappe für die Drucksache 17/21807

"Änderungsantrag zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Bayerischen

Verfassungsschutzgesetzes (Drs. 17/20763)"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 17/21807 vom 19.04.2018

2. Beschlussempfehlung mit Bericht 17/21873 des KI vom 25.04.2018

3. Beschluss des Plenums 17/22123 vom 15.05.2018

4. Plenarprotokoll Nr. 132 vom 15.05.2018



 

17. Wahlperiode 19.04.2018 Drucksache 17/21807 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Änderungsantrag 

der Abgeordneten Franz Schindler, Dr. Paul Wen-
gert, Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Klaus Adelt, 
Horst Arnold, Alexandra Hiersemann, Florian 
Ritter, Harry Scheuenstuhl SPD 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Ände-
rung des Bayerischen Verfassungsschutzgesetzes 
(Drs. 17/20763) 

Der Landtag wolle beschließen: 

§ 1 wird wie folgt geändert: 

1. In Nr. 3 wird der eingefügte Art. 8a wie folgt ge-
fasst: 

„Art. 8a 
Schutz des Kernbereichs privater Lebens-
gestaltung und der Berufsgeheimnisträger 

(1) Maßnahmen, bei denen mit einem Eingriff 
in den Kernbereich privater Lebensgestaltung zu 
rechnen ist, sind unzulässig. 

(2) 
1
Kommt es bei einer Maßnahme zu einem 

Eingriff in den Kernbereich privater Lebensgestal-
tung, dürfen die durch den Eingriff erhobenen per-
sonenbezogenen Daten nicht verwendet werden 
und sind unverzüglich zu löschen. 

2
Die Tatsache 

ihrer Erhebung und Löschung ist zu protokollieren. 
3
In Zweifelsfällen entscheidet über die Zuordnung 

zum Kernbereich privater Lebensgestaltung der 
Landesbeauftragte für den Datenschutz. 

(3) Maßnahmen zur Erlangung von Informati-
onen, die 

1. einem Mitglied des Deutschen Bundestags, 
der Bundesversammlung, des Europäischen 
Parlaments aus der Bundesrepublik Deutsch-
land, eines Landtags, der Bundesregierung, 
der Regierung eines Bundeslands oder des 
Vorstands einer Partei nach dem Parteienge-
setz in dieser Eigenschaft anvertraut wurden 
oder die es in dieser Eigenschaft anvertraut 
hat, oder  

2. Personen, die bei der Vorbereitung, Herstel-
lung oder Verbreitung von Druckwerken, Rund-
funksendungen, Filmberichten oder der Unter-
richtung oder Meinungsbildung dienenden In-
formations- und Kommunikationsdiensten be-
rufsmäßig mitwirken oder mitgewirkt haben, in 
Ausübung dieser Tätigkeit erlangt, verarbeitet 
oder weitergegeben haben, 

sowie Maßnahmen zur Erlangung von Erkenntnis-
sen über die Herkunft solcher Informationen sind 
unzulässig, soweit sie nicht im Einzelfall für die 
Beobachtung von Bestrebungen und Tätigkeiten 
im Sinne des § 3 Abs. 1 BVerfSchG und zur Ab-
wehr einer konkreten Gefahr für ein hochrangiges 
Rechtsgut unerlässlich sind. 

(4) 
1
Maßnahmen, die in das Vertrauensver-

hältnis eingreifen, das zwischen der Zielperson 
oder einem Dritten und einer Person besteht, die 
von Berufs wegen zur Wahrung fremder Geheim-
nisse, namentlich zum persönlichen Lebensbe-
reich gehörender Geheimnisse oder von Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnissen verpflichtet ist, ins-
besondere einer der in § 203 des Strafgesetzbu-
ches (StGB) genannten Personen, sind unzuläs-
sig, soweit nicht aufgrund bestimmter Tatsachen 
anzunehmen ist, dass das öffentliche Interesse an 
der Aufklärung das Interesse am Schutz des Ver-
trauensverhältnisses überwiegt. 

2
Bei der Abwä-

gung sollen insbesondere die Art und Schwere 
der Gefahr für das bedrohte Rechtsgut, dessen 
Gewicht, die Auswirkungen eines Eingriffs auf die 
Berufsausübung, eine etwaige Entbindung von 
der Verschwiegenheitspflicht, Umfang und Dauer 
des Eingriffs sowie der Grad der Vertraulichkeit 
der Informationen, auf deren Erlangung die Maß-
nahme zielt, berücksichtigt werden. 

(5) Die Abs. 3 und 4 sind nicht auf Personen 
anzuwenden, bei denen bestimmte Tatsachen 
den Verdacht begründen, dass diese Personen 
selbst verfassungsfeindliche Aktivitäten planen, 
begehen oder begangen haben oder sonst daran 
beteiligt sind. 

(6) 
1
Daten, die unter Verstoß gegen die Abs. 3 

und 4 erlangt wurden, dürfen nur zur Abwehr einer 
konkreten Gefahr für ein hochrangiges Rechtsgut 
verwendet werden. 

2
Im Übrigen gilt Abs. 2 ent-

sprechend.“ 

2. Nach Nr. 9 wir folgende Nr. 10 eingefügt: 

„10. In Art. 19 Abs. 2 Satz 3 werden in der Klam-
mer die Wörter „des Strafgesetzbuches“ 
durch das Wort „StGB“ ersetzt.“ 

3. Die bisherigen Nrn. 10 bis 16 werden die Nrn. 11 
bis 17. 
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Begründung: 

Zu Nr. 1: 

Art. 8a BayVSG-E, der Regelungen zum Schutz des 
Kernbereichs privater Lebensgestaltung und der Be-
rufsgeheimnisträger enthält, verfolgt kein schlüssiges 
Konzept des Schutzes grundrechtssensibler Daten. 
Insbesondere das Zeugnisverweigerungsrecht im 
Strafprozessrecht ist kein geeigneter Anknüpfungs-
punkt für den Schutz von Berufsgeheimnisträgern im 
Nachrichtendiensterecht. So fallen beispielsweise 
Beichtgespräche mit einem Geistlichen oder Arztge-
spräche, soweit sie intime Themen zum Gegenstand 
haben, in den Kernbereich privater Lebensgestaltung 
(vgl. BVerfGE 109, 279, 319 ff.). Außerhalb dieses 
Bereichs sind Arztgespräche aber wegen des ihnen 
zugrunde liegenden Vertrauensverhältnisses von Arzt 
und Patient auch allgemein schützenswert. Ähnliches 
gilt für andere besonderes Vertrauen in Anspruch 
nehmende Berufsgeheimnisträger, was in den gesetz-
lichen Wertungen des § 53 StPO und des § 203 StGB 
Ausdruck findet. 

Art. 8a i. d. F. d. des Änderungsantrags trägt den un-
terschiedlichen verfassungsrechtlichen Anforderungen 
an den Schutz grundrechtssensibler Daten durch ein 
abgestuftes und auf die durch die Tätigkeit des Ver-
fassungsschutzes berührten öffentlichen Interessen 
abgestimmtes System besser Rechnung. Während 
der Kernbereichsschutz (vgl. Abs. 1 und 2) absolut gilt 
(vgl. BVerfGE 109, 279, 314), darf in die Belange von 
Berufsgeheimnisträgern, deren Tätigkeit einem institu-
tionellen Schutz unterliegt nur im Notfall unter engen 
Voraussetzungen eingegriffen werden (vgl. Abs. 3). 
Im Übrigen ist bei solchen Berufsgeheimnisträgern, 
deren Schutz (nur) an das für die Berufsausübung 
notwendige Vertrauensverhältnis anknüpft eine einzel-
fallbezogene Abwägung der widerstreitenden Belange 
erforderlich (vgl. Abs. 4). Eine Ausnahme von diesem 
Schutzkonzept für Berufsgeheimnisträger gilt, sofern 
diese selbst verfassungsfeindlicher Aktivitäten ver-
dächtig sind (vgl. Abs. 5). Abgerundet wird das 
Schutzkonzept durch ein grundsätzliches Verwen-
dungsverbot für unter Verletzung der Schutznormen 
gewonnene Daten (vgl. Abs. 6). 

Ein unterschiedsloser und absoluter Schutz aller Be-
rufsgeheimnisträger ist verfassungsrechtlich nicht ge-
boten und begegnet mit Blick auf das Untermaßverbot 
sogar verfassungsrechtlichen Bedenken. Im Zusam-
menhang mit der hoheitlichen Aufgabe der Strafver-
folgung hat das BVerfG wiederholt festgestellt, dass 
Beweiserhebungsverbote bei Berufsgeheimnisträgern 
eine der besonderen Legitimation bedürfende Aus-
nahme von dem das Strafverfahren prägenden 
Grundsatz der Pflicht zur umfassenden Wahrheitser-
forschung darstellten (vgl. BVerfGE 33, 367, 383; 130, 
1, 28; BVerfG NStZ 2001, 43; BVerfGK 10, 216; 
BVerfG NJW 2009, 3225; BVerfG, NJW 2010, 287; 
BVerfG, Beschl. v. 20.05.2010 – 2 BvR 1413/09, juris; 
BVerfG, ZD 2015, 423). Eine derartige Pflicht zur um-
fassenden Wahrheitserforschung besteht zwar im 

Nachrichtendiensterecht nicht. Jedoch zielt die hoheit-
liche Tätigkeit dort – was auf das Strafrecht nur in 
Teilbereichen zutrifft – allgemein auf den Schutz 
höchstrangiger Rechtsgüter. Diesem den Schutz von 
Berufsgeheimnisträgern generell überzuordnen, wi-
derspräche dem Geist der zitierten Rechtsprechung 
und wäre mit der Pflicht des Staates, den Bürgerinnen 
und Bürgern effektiven Schutz vor einschneidenden 
Rechtsgutsverletzungen zu gewähren nicht zu verein-
baren. 

Zu Abs. 1: 

Abs. 1 stellt in deklaratorischer Weise klar, dass Maß-
nahmen, bei denen eine erhöhte Wahrscheinlichkeit 
dafür besteht, dass es zu einem Eingriff in den Kern-
bereich privater Lebensgestaltung kommen wird, un-
zulässig sind. Damit setzt die Regelung die Recht-
sprechung des BVerfG zur Notwendigkeit eines prä-
ventiven Kernbereichsschutzes auf der Anordnungs-
ebene um (vgl. BVerfG, Urteil vom 20.04.2016, Az. 1 
BvR 966/09 und 1 BvR 1140/09, Rn. 198, 218, 236 ff. 
m.w.N.). Weitergehende präventive Regelungen wie 
die bei einer akustischen Wohnraumüberwachung 
gebotene sog. negative Kernbereichsprognose sind 
hier nicht erforderlich, da der Entwurf auf diese und 
vergleichbar eingriffsintensive Maßnahmen verzichtet. 
Besteht eine erhöhte Wahrscheinlichkeit der Erfas-
sung kernbereichsrelevanter Informationen, bedeutet 
dies nicht, dass die Maßnahme überhaupt nicht an-
gewandt werden dürfte. Vielmehr kann die Maßnahme 
in zeitlicher, räumlicher oder auch technischer Hin-
sicht dergestalt begrenzt werden, dass die prognosti-
sche Wahrscheinlichkeit eines Eingriffs nur mehr ge-
ring erscheint (vgl. auch BT-Drs. 15/4533, S. 14, 16). 

Zu Abs. 2: 

Abs. 2 regelt den Kernbereichsschutz auf der zweiten 
Ebene der Verwendung eingriffsrelevanter Daten. 
Satz 1 statuiert im Einklang mit der einschlägigen 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ein 
absolutes Verwendungsverbot und eine Löschungs-
pflicht (vgl. BVerfGE 109, 279, 319, 331 f.). Satz 2 soll 
die Nachvollziehbarkeit des Eingriffs gewährleisten 
und dient damit den Belangen von der Maßnahme Be-
troffener, die nachträglichen Rechtsschutz erwirken 
wollen. Ist die Zuordnung eines personenbezogenen 
Datums zum Kernbereich privater Lebensgestaltung 
unklar, entscheidet darüber nach Satz 3 der Landes-
beauftragte für den Verfassungsschutz als unabhän-
gige und neutrale Stelle. Eine generelle Überprüfung 
durch eine externe Stelle, wie vom Bundesverfas-
sungsgericht in seinem Urteil vom 20. April 2016 für 
präventiv-polizeiliche Maßnahmen der Wohnraum-
überwachung und Online-Durchsuchung gefordert 
(vgl. BVerfG, Urteil vom 20.04.2016, Az. 1 
BvR 966/09 und 1 BvR 1140/09, Rn. 224), ist hinge-
gen nicht angezeigt. Im gegenständlichen Zusammen-
hang bezieht sich der Kernbereichsschutz nicht auf 
derart eingriffsintensive Maßnahmen, bei denen eine 
hohe Wahrscheinlichkeit der Erfassung kernbereichs-
relevanter Inhalte besteht. Auf besondere, den Kern-
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bereichsschutz gewährleistende verfahrensrechtliche 
Absicherungen kann daher zugunsten der Praktikabili-
tät der Maßnahme verzichtet werden (vgl. auch 
BVerfG, a.a.O., Rn. 240 f., 245). 

Zu Abs. 3: 

Abs. 3 enthält Regelungen zum Schutz von Berufsge-
heimnisträgern, der verfassungsrechtlich institutionell 
verankert ist. Dazu zählt zum einen die Presse als so 
genannte „Vierte Gewalt“. Das Bundesverfassungsge-
richt hat wiederholt die besondere Funktion und 
Schutzbedürftigkeit der freien Presse für das soziale 
Gemeinwesen, die Meinungsbildung und die Demo-
kratie betont (vgl. etwa BVerfGE 20, 162, 218; 25, 
296, 305; 36, 193, 211; 77, 65, 82; 110, 226, 322; 
BVerfG, NStZ 2001, 43, 44; BVerfG, NJW 2011, 1859; 
1863). Diese institutionelle Bedeutung der Presse wird 
durch Art. 5 Abs. 1 S. 2 GG besonders geschützt. An-
dererseits hat das Bundesverfassungsgericht im Zu-
sammenhang mit der hoheitlichen Aufgabe der Straf-
verfolgung hervorgehoben, dass den Belangen der 
Presse von Verfassung wegen kein allgemeiner Vor-
rang vor der Bekämpfung von Straftaten zukomme 
(BVerfGE 107, 299, 332; vgl. auch BVerfGE 20, 162, 
212 f.; 222; 109, 279, 323 f.; BVerfG, NStZ 2001, 43). 
Mit Blick auf den hohen Rang der Rechtsgüter, auf 
deren Schutz die Tätigkeit von Nachrichtendiensten 
zielt, gilt dies dort erst recht. 

Institutionellen Schutz genießt auch die Tätigkeit von 
Abgeordneten (vgl. BVerfGE 108, 251, 269; 109, 279, 
358; BVerfG, NJW 2014, 3085, 3086 f.). Die Funkti-
onsfähigkeit des demokratischen Meinungsbildungs-
prozesses und notwendiger – auch informeller – par-
lamentarischer Abläufe beruht ganz wesentlich auf 
dem Austausch vertraulicher Informationen. Dasselbe 
gilt für Mitglieder der Exekutive. Ein sachlicher Grund 
dafür, diese anders zu behandeln als Abgeordnete, ist 
nicht erkennbar. Da die Existenz und das Wirken von 
politischen Parteien in der Bundesrepublik Deutsch-
land ein konstitutives und verfassungsrechtlich ge-
schütztes (Art. 21 GG) Element der politischen Wil-
lensbildung und damit der repräsentativen Demokratie 
darstellt, ist es ferner angezeigt, den institutionellen 
Schutz der Abgeordneten auf Mitglieder des Vor-
stands registrierter Parteien zu erstrecken. Das Aus-
spionieren tragender staatlicher Institutionen oder des 
politischen Gegners durch den Verfassungsschutz, 
wie es in der Vergangenheit schon zu beklagen war, 
ist damit im Grundsatz ausgeschlossen. 

Vor diesem Hintergrund sieht Abs. 3 ein grundsätzli-
ches Verbot von Maßnahmen vor, die auf die Erhe-
bung von Informationen zielen, die Mitgliedern des 
Deutschen Bundestags, der Bundesversammlung, 
des Europäischen Parlaments aus der Bundesrepub-
lik Deutschland, eines Landtags, der Bundesregie-
rung, der Regierung eines Bundeslands oder des Vor-
stands einer Partei nach dem Parteiengesetz anver-
traut wurden oder die dieses Mitglied einem anderen 
anvertraut hat (Nr. 1) oder die von Mitarbeitern der 
Presse erlangt, verarbeitet oder weitergegeben wur-

den (Nr. 2). Dieser Schutz wird auf Erkenntnisse über 
die Herkunft solcher Informationen erstreckt, umfasst 
also auch einen Quellenschutz. Ausnahmen hiervon 
sind nur unter sehr engen Voraussetzungen zulässig, 
nämlich im Falle einer konkreten Gefahr für ein hoch-
rangiges Rechtsgut und sofern die Maßnahme zur 
Abwehr der Gefahr und für die Beobachtung von Be-
strebungen und Tätigkeiten im Sinne des § 3 Abs. 1 
BVerfSchG unerlässlich ist, d. h. wenn schlechthin 
keine anderen Mittel zur Verfügung stehen. 

Ein absoluter Schutz der genannten Berufsgeheimnis-
träger ist hingegen nicht angezeigt und begegnet so-
gar mit Blick auf das Untermaßverbot verfassungs-
rechtlichen Bedenken. Das ergibt sich schon daraus, 
dass nach der gefestigten Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts den mit dem Wirken von Be-
rufsgeheimnisträgern verbundenen schutzwürdigen 
Belangen kein genereller Vorrang gegenüber dem öf-
fentlichen Interesse an der Strafverfolgung einzuräu-
men ist. Erst recht muss dies für den Bereich des 
Diensterechts gelten, das ausschließlich auf den 
Schutz höchstrangiger Rechtsgüter zielt. Hinzu 
kommt, dass der institutionelle Schutz von Parlamen-
ten, Regierungen und politischen Parteien selbst das 
Bestehen eines verfassungsmäßigen Staatsgebildes 
voraussetzt. Es stellte einen inneren Widerspruch dar, 
verfassungsfeindliche Angriffe auf den Staat hinzu-
nehmen, um staatliche Institutionen zu schützen, die 
durch solche Angriffe selbst in ihrem Bestand bedroht 
werden. 

Zu Abs. 4: 

Abs. 4 ist eine einfachgesetzliche Ausprägung des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes zum Schutz sonsti-
ger Berufsgeheimnisträger. Nach verfassungsrechtli-
chen Maßstäben müssen schutzwürdige Individualbe-
lange bei hoheitlichen Eingriffen stets angemessen 
berücksichtigt werden. Berufsgeheimnisträger neh-
men insoweit eine Sonderstellung ein, da ihre Tätig-
keit Vertrauen in ihre Integrität voraussetzt (vgl. zu-
letzt BVerfG, AnwBl. 2015, 440, Tz. 18, 25 ff.; BVerfG, 
AnwBl. 2015, 177, Tz. 18). Aus diesem Grund sichert 
§ 203 StGB die Geheimhaltungspflicht bestimmter 
Gruppen von Berufsgeheimnisträgern strafrechtlich 
ab. Die Strafnorm ist Ausdruck einer gesetzgeberi-
schen Wertung, die bestimmten Gruppen von Berufs-
geheimnisträgern zugunsten des Individualinteresses 
betroffener Personen an der Schutzwürdigkeit ihrer 
Geheimnisse ein erhöhtes Maß an Vertraulichkeits-
pflichten auferlegt. Diese gesetzgeberische Wertung 
muss konsequenter Weise bei hoheitlichen Eingriffen, 
die in Konflikt mit der Vertraulichkeitserwartung be-
troffener Personen treten, berücksichtigt werden. Da 
§ 203 StGB anders als die §§ 53, 53a StPO nicht das 
Bestehen einer Zeugnispflicht voraussetzt, lässt sich 
diese gesetzgeberische Wertung unproblematisch auf 
den Bereich des Rechts der Nachrichtendienste über-
tragen. 
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Über den Kreis der in § 203 StGB genannten Perso-
nengruppen hinaus verfängt der Gedanke einer Be-
rücksichtigung schutzwürdiger berufsbedingter Ver-
trauensverhältnisse aber auch generell. Abs. 4 ist 
daher offen gefasst. Unter Bestimmtheitsgesichts-
punkten ist dies unbedenklich, da es sich um eine 
eingriffsbeschränkende Regelung handelt. Da die 
schutzwürdigen Belange der Berufsgeheimnisträger 
Maßnahmen des Landesamts nicht von vornherein 
und generell ausschließen, ist die Regelung auch mit 
Blick auf das Untermaßverbot unbedenklich. Soweit 
die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung im Zu-
sammenhang mit Maßnahmen der Strafverfolgung 
unter Hinweis auf die Pflicht der Behörden zur umfas-
senden Wahrheitserforschung eine klare Begrenzung 
des Kreises der Berufsgeheimnisträger i. S. d. § 53 
StPO gefordert hat (vgl. BVerfGE 33, 367, 383), lässt 
sich dieser Gedanke auf das Diensterecht nicht unmit-
telbar übertragen: Einerseits sieht Abs. 4 kein katego-
risches Aufklärungsverbot vor und andererseits gilt im 
Bereich des Diensterechts nicht das Gebot der um-
fassenden Erforschung der materiellen Wahrheit, 
sondern allenfalls ein Gebot bestmöglicher Sachauf-
klärung. 

Satz 2 gibt der Rechtsanwendung beispielhaft auf die 
Tätigkeit des Landesamts zugeschnittene Abwä-
gungskriterien an die Hand. Hierdurch soll eine sub-
stanzielle und nachvollziehbare Güterabwägung und 
deren Begründung erleichtert werden. 

Zu Abs. 5: 

Abs. 5 regelt eine Ausnahme vom grundsätzlichen 
Schutz von Berufsgeheimnisträgern nach den Abs. 3 
und 4. Handelt es sich bei den Berufsgeheimnisträ-
gern selbst um Personen, die im Verdacht verfas-
sungsfeindlicher Aktivitäten stehen, sollen sie keinen 
Schutz genießen. Dieser Gedanke ist schon im Be-
reich des Strafverfahrensrechts fest etabliert: Berufs-
geheimnisträgern, die selbst Beschuldigte sind, steht 
naturgemäß kein Zeugnisverweigerungsrecht i. S. d. 
§ 53 StPO zu. Hinzu treten normspezifische so ge-
nannte Verstrickungsklauseln, etwa in § 97 Abs. 2 
Satz 3 oder § 160a Abs. 4 StPO. Der hinter diesem 
strafprozessualen Regelungskonzept stehende allge-
meine Gedanke lässt sich ohne weiteres auf den Be-
reich des Diensterechts übertragen. Die „wehrhafte“ 
oder „streitbare“ Demokratie muss nicht den Miss-
brauch von Freiheiten hinnehmen, die sie bestimmten 
besonders schutzwürdigen Personengruppen ge-
währt. Dass nach allgemeinen verfassungsrechtlichen 
Überlegungen auch in solchen Fällen bei der Anord-
nung von Maßnahmen die schutzwürdigen Belange 
der Berufsgeheimnisträger nicht ganz ausgeblendet 
werden dürfen, ändert daran auf der Ebene des einfa-
chen Rechts nichts. Eine einfachgesetzliche Regelung 
der auch dann bestehenden Berücksichtigungspflicht, 
zumal in Gestalt einer Verbotsnorm mit Öffnungsvor-
behalt, wie sie die Abs. 3 und 4 darstellen, ist für sol-
che Fälle verfassungsrechtlich nicht geboten. 

Zu Abs. 6: 

Abs. 6 normiert im Grundsatz ein Verwendungsverbot 
für Daten, die unter Verstoß gegen die Beschränkun-
gen gemäß den Abs. 3 und 4 erlangt wurden. Solche 
Daten dürfen weder für Zwecke der nachrichten-
dienstlichen Aufklärung noch für solche der Strafver-
folgung noch auch allgemein für Zwecke der Gefah-
renabwehr oder andere Zwecke verwendet werden. 
Sie sind nach Satz 2 i. V. m. Abs. 2 unverzüglich zu 
löschen und die Tatsache ihrer Erhebung und Lö-
schung ist zu protokollieren. In Zweifelsfällen ent-
scheidet auch hier der Landesbeauftragte für den 
Datenschutz über die Frage der Verletzung der die 
Berufsgeheimnisträger schützenden Regelungen. Ein-
zige Ausnahme von diesem Verwendungsverbot – 
und einziger Unterschied zu dem absoluten Schutz 
kernbereichsrelevanter Daten nach Abs. 2 – ist die 
Verwendung zur Abwehr von konkreten Gefahren für 
hochrangige Rechtsgüter. Stehen solche unmittelbar 
drohenden Gefahren in Rede, ist es angezeigt, Be-
lange des Datenschutzes zurückzustellen. Ein absolu-
tes Verwendungsverbot ist hier auch verfassungs-
rechtlich nicht geboten. 

 

Zu Nr. 2: 

Redaktionelle Änderung infolge der Abkürzung „StGB“ 
bereits in Art. 8a i. d. F. des Änderungsantrags. 

 

Zu Nr. 3: 

Folgeänderung wegen Einfügung der neuen Nr. 10. 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere 
Sicherheit und Sport 

1. Gesetzentwurf der Staatsregierung  

Drs. 17/20763 

zur Änderung des Bayerischen Verfassungs-
schutzgesetzes 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten 
Franz Schindler, Dr. Paul Wengert, 
Prof. Dr. Peter Paul Gantzer u.a. SPD 

Drs. 17/21807 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur 
Änderung des Bayerischen Verfassungs-
schutzgesetzes 
(Drs. 17/20763) 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter zu 1.: Manfred Ländner 
Berichterstatter zu 2.: Franz Schindler 
Mitberichterstatter zu 1.: Franz Schindler 
Mitberichterstatter zu 2.: Petra Guttenberger 

II. Bericht: 

1. Der Gesetzentwurf wurde dem Ausschuss für 
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und 
Sport federführend zugewiesen.  
Der Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen hat den Gesetzentwurf 
endberaten. 

Zum Gesetzentwurf wurde nach der federfüh-
renden Beratung der Änderungsantrag  
Drs. 17/21807 eingereicht. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Ge-
setzentwurf in seiner 91. Sitzung am 11. April 
2018 beraten und mit folgendem Stimmergeb-
nis:  

 
 CSU: Zustimmung 
 SPD: 3 Ablehnung, 1 Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen hat den Gesetzentwurf und 
den Änderungsantrag Drs. 17/21807 in seiner 
89. Sitzung am 25. April 2018 endberaten. 
 
Hinsichtlich des Gesetzentwurfes hat der Aus-
schuss mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
Z u s t im m u n g  empfohlen mit der Maßgabe, 
dass in § 3 als Datum des Inkrafttretens der 
„1. Juli 2018“ eingefügt wird. 
 
Hinsichtlich des Änderungsantrags Drs. 
17/21807 hat der Ausschuss mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Eva Gottstein 
Stellvertretende Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Änderungsantrag der Abgeordneten Franz Schindler, Dr. Paul 
Wengert, Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Klaus Adelt, Horst Arnold, 
Alexandra Hiersemann, Florian Ritter, Harry Scheuenstuhl SPD 

Drs. 17/21807, 17/21873 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Baye-
rischen Verfassungsschutzgesetzes 
(Drs. 17/20763) 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures
Abg. Dr. Beate Merk
Abg. Franz Schindler
Abg. Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer
Abg. Katharina Schulze
Staatsminister Joachim Herrmann



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung

zur Änderung des Bayerischen Verfassungsschutzgesetzes (Drs. 17/20763) 

- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsantrag der Abgeordneten Franz Schindler, Dr. Paul Wengert, Prof. Dr. 

Peter Paul Gantzer u. a. (SPD)

(Drs. 17/21807) 

Ich eröffne die Aussprache. Die erste Rednerin ist Frau Dr. Merk.

Dr. Beate Merk (CSU): Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Kolleginnen und Kolle-

gen! Mit der heutigen Zweiten Lesung des Gesetzentwurfs zur Änderung des Baye-

rischen Verfassungsschutzgesetzes führen wir den Prozess zur Entwicklung der 

Rechtsprechung hinsichtlich der politischen Wirklichkeit und der technischen Neuerun-

gen konsequent weiter. Wir kommen damit unserer politischen Aufgabe nach, die 

Funktionsfähigkeit und die Arbeitsfähigkeit des Bayerischen Landesamtes für Verfas-

sungsschutz dauerhaft zu sichern. Dazu gewähren wir dem Verfassungsschutz die 

notwendigen rechtlichen Grundlagen zur Erfüllung seiner Aufgaben.

Für mich ist dabei selbstverständlich, dass wir die rechtlich gebotenen und zulässigen 

Möglichkeiten umfassend nutzen. Die Tatsache, dass 2016 während der Beratungen 

der grundlegenden Novellierung des Bayerischen Verfassungsschutzgesetzes das 

Bundesverfassungsgericht sein Urteil zum BKAG verkündet hat, das es als Leitent-

scheidung für verdeckte Informationserlangung sieht, hat es notwendig gemacht, in-

tensiv zu prüfen, inwieweit die verfassungsgerichtlichen Vorgaben auf den Verfas-

sungsschutz zu übertragen sind. Inzwischen haben uns verschiedenste Fachleute in 

einer Expertenanhörung beraten. Es heißt für mich, selbstverständlich alles Mögliche 

dafür zu tun, damit die Freiheitsrechte unbeteiligter, unschuldiger Bürger geschützt 

bleiben. Meine tiefste Überzeugung ist und bleibt aber – ich möchte das auch ange-
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sichts des jüngsten Terroranschlags in Paris deutlich sagen –, dass das unendliche 

Leid und die Notwendigkeit, wichtige Rechtsgüter wie Leben, Leib und Fortbestand 

des Staates zu schützen, für uns bedeuten, dass es keinen anderen Weg als eine 

konsequente, zeitgemäße Anpassung der Gesetze gibt. Ich meine damit sehr deutlich, 

dass wir gerade nicht zurückschrauben, wie das heute schon einmal angesprochen 

worden ist, weil solche Versuche zulasten potenzieller Opfer gehen.

Wie oft stand nach Attentaten die Frage im Raum, ob eine Zusammenarbeit der Ge-

heimdienste erfolgte, ausreichend und richtig war?

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf zielen wir neben einer Harmonisierung der Rege-

lungen auf eine optimale Vernetzung in Deutschland und eine passgenaue Zusam-

menarbeit auch über die Grenzen hinaus. Wir sind dafür verantwortlich, alles zu tun, 

um Anschläge, kriminelle Angriffe und Straftaten zu verhindern, die das Leben oder 

die körperliche Unversehrtheit unserer Mitmenschen zum Ziel haben. Angesichts der 

neuen Bedrohungslage – der Besonderheiten des islamistischen Terrorismus mit Ter-

roristen, die das eigene Leben bereitwillig einsetzen – und angesichts der modernen 

Technologien, die helfen, Verbrechen leichter zu planen, zu verabreden oder durchzu-

führen, ist es erforderlich, die Befugnisse für Nachrichtendienste, die Informationen für 

Sicherheitsbehörden erarbeiten, weitreichend oder besser ausreichend zu regeln.

Es geht bei diesen Gesetzen darum, wichtigste Rechtsgüter zu schützen – das Leben 

unserer Bürgerinnen und Bürger, den Fortbestand unseres Staates. Wir arbeiten des-

halb daran, diese Gesetze an die neuen Entwicklungen und Technologien demokra-

tisch und rechtsstaatlich anzupassen.

Karlsruhe hat uns im Urteil zum BKAG sehr detaillierte Vorgaben gemacht, die unse-

ren Gestaltungsraum einschränken, was den Schutz der persönlichen Daten und was 

die Möglichkeit angeht, zu observieren, ohne in den Schutz des persönlichen Kernbe-

reichs privater Lebensgestaltung einzugreifen, und im Hinblick auf den international 

verflochtenen Terrorismus natürlich auch der Regelungen, wo Daten genutzt und inter-
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national weitergegeben werden dürfen.Im heute zugrunde liegenden Entwurf haben 

wir diese Regelungen vorgesehen, im Bewusstsein, dass wir dieses schwierige Span-

nungsverhältnis sorgsam behandeln, um Regeln zu finden, die die Freiheitsrechte 

achten und schützen und gleichzeitig so umfassend wie möglich die Sicherheit ge-

währleisten. Der Gesetzentwurf der Staatsregierung enthält im Wesentlichen Regelun-

gen zum Kernbereichsschutz und zum Schutz der Berufsgeheimnisträger. Er enthält 

den Grundsatz der Zweckbindung erhobener personenbezogener Daten unter Berück-

sichtigung des Grundsatzes der hypothetischen Datenneuerhebung bei Zweckände-

rung und das Verbot der Weiterverarbeitung von Lichtbildern und Bildaufzeichnungen. 

Er enthält die Anpassung der Norm der Wohnraumüberwachung an die Rechtspre-

chung des Bundesverfassungsgerichts. Er differenziert zwischen akustischer und opti-

scher Wohnraumüberwachung. Er enthält ein Betretungsrecht zur Vorbereitung und 

Durchführung der Maßnahmen und erfasst den Adressatenkreis spezifisch.

Im Gesetz ist ein Gleichlauf angelegt, das heißt, die Eingriffsvoraussetzungen für die 

Wohnraumüberwachung gelten auch für die Onlinedatenerhebung. Darüber hinaus 

wird die bislang geltende höhere Schwelle für Auskunftsersuchen bei Bestrebungen, 

die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung oder gegen den Bestand 

oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind, gestrichen, da dies 

verfassungsrechtlich nicht geboten ist.

Es gibt eine Konkretisierung der Übermittlungsvorschriften mit Blick auf den Grundsatz 

der hypothetischen Datenneuerhebung, und für die in der Übermittlung liegende 

Zweckänderung müssen tatsächliche Anhaltspunkte im Sinne eines konkreten Spu-

renansatzes vorliegen. Zudem wird bei Übermittlungen ins Ausland ein hinreichender 

rechtsstaatlicher Umgang mit den Daten im Empfängerland gefordert.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit dem Änderungsantrag der SPD sollen 

die Regelungen zum Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung und der Be-

rufsgeheimnisträger ausgeweitet werden. Wir halten diese Änderungen für nicht not-

wendig und auch für nicht sachgerecht, weil sie weniger Möglichkeiten der Informati-
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onsgewinnung und damit auch weniger Sicherheit bedeuten. Im Übrigen sind die 

Vorschläge zu allgemein formuliert, weil Sie damit den unterschiedlichen Erfordernis-

sen der einzelnen nachrichtendienstlichen Mittel nicht Rechnung tragen. So ist zum 

Beispiel ein unbeabsichtigtes Eindringen in den Kernbereich privater Lebensgestal-

tung a priori ausschließbar. So etwas wäre wirklichkeitsfremd; denn es entspricht der 

Aufgabe des Verfassungsschutzes, gerade im Vorfeld von Gefährdungslagen Aufklä-

rung im weitesten Sinne zu betreiben. Dem Änderungsantrag fehlen differenzierte Re-

gelungen für die Praxis, wie es der Gesetzentwurf der Staatsregierung vorsieht, zum 

Beispiel, wenn es darum geht, dass man eine Maßnahme zu unterbrechen hat, wenn 

es Anhaltspunkte dafür gibt, dass der Kernbereich der privaten Lebensgestaltung be-

troffen sein könnte, oder aber, wenn es um die Möglichkeit geht, in Zweifelsfällen eine 

automatische Aufzeichnung zu machen, um diese anschließend erst einmal bewerten 

zu lassen.

Das Entscheidungsrecht des Landesbeauftragten für den Datenschutz, das im Ände-

rungsantrag der SPD ebenfalls vorgesehen ist, passt unseres Erachtens nicht ins Sys-

tem. Der Landesbeauftragte ist bislang gerade nicht in operative Vorgänge eingebun-

den. Vielmehr ist es seine Aufgabe, nachträglich die Kontrolle von Vorgängen dahin 

gehend zu gewährleisten, dass Datenschutzrichtlinien und ihre Bestimmungen einge-

halten sind. Es gibt auch keinen Grund, diese Systematik zu ändern.

Die vorgeschlagene Einbeziehung weiterer Mitglieder der Exekutive und des Vor-

stands registrierter Parteien in den zu schützenden Personenkreis lehnen wir ab. Hier 

bestehen gewichtige Unterschiede zur Tätigkeit der Abgeordneten, die nach Artikel 38 

des Grundgesetzes umfassend geschützt sind und ein freies Mandat ausüben. Das 

gilt für Regierungsmitglieder nicht. Der Vorstand einer Partei ist ebenfalls nicht in glei-

chem Maße wie ein Abgeordneter zu schützen. Bereits das Grundgesetz zeigt in Arti-

kel 21 Absätze 2 und 3, dass Parteien von Verfassungs wegen keinen umfassenden 

Schutz genießen.
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Auch die vorgeschlagene Formulierung zur Ausweitung in Bezug auf Berufsgeheim-

nisträger ist meines Erachtens zu weit gefasst, weil sie jeden Eingriff in das Vertrau-

ensverhältnis zu einem Berufsgeheimnisträger grundsätzlich für unzulässig erklärt. Ich 

halte hier die im Gesetzentwurf der Staatsregierung enthaltene Regelung für den 

rechtssystematisch und praktisch richtigen Weg. Danach werden Rechtsanwälte und 

Kammerrechtsbeistände den Strafverteidigern beim Schutz der Berufsgeheimnisträger 

gleichgestellt.

Wir werden den Änderungsantrag der SPD deshalb ablehnen. Ich bitte Sie, die Hand-

lungsfähigkeit des Verfassungsschutzes zu stärken. Helfen wir mit, seine Funktions- 

und Arbeitsfähigkeit zu sichern, und geben wir ihm die Möglichkeit, seine Aufgaben, 

Informationen in weitem Umfang zu erheben, tatsächlich durchzuführen und in Fällen 

extremistischer Bestrebungen rechtzeitig warnen zu können, damit wir höchstrangige 

Rechtsgüter bestmöglich schützen.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – Nächster Redner ist der Kollege 

Schindler.

Franz Schindler (SPD): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Die Diskussion über diesen Gesetzentwurf ist sowohl bei der Anhörung, die wir 

am 21. März durchgeführt haben, als auch bei der Diskussion in den Ausschüssen so-

wohl im federführenden Ausschuss als auch bei der Endberatung im Rechtsaus-

schuss deutlich zu kurz gekommen. Deswegen herzlichen Dank an Sie, Frau Dr. Merk, 

dass Sie sich jetzt mit unserem Änderungsantrag auseinandergesetzt haben. Das war 

nämlich bislang noch nicht der Fall. Ich bin zwar ganz anderer Meinung als Sie; aber 

dass man sich damit auseinandersetzt, erlebt man nicht immer. Also herzlichen Dank 

dafür, auch wenn ich ganz anderer Meinung bin.

Mit dem Gesetzentwurf versucht die Staatsregierung mehr zähneknirschend als aus 

innerster Überzeugung, das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum BKA-Gesetz 
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vom Frühjahr 2016 nachzuvollziehen. Das betrifft die bereits angesprochenen Materi-

en, den Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung und den Schutz von Be-

rufsgeheimnisträgern, aber auch die Problematik der Zweckänderung der Nutzung 

einmal zu einem anderen Zweck erhobener Daten. Außerdem wird eine Anregung des 

Landesbeauftragten für den Datenschutz aufgegriffen und die längerfristige Observati-

on außerhalb von Wohnungen explizit gesetzlich geregelt.

Ich darf daran erinnern, dass wir die allermeisten dieser jetzt im Gesetzentwurf der 

Staatsregierung vorgesehenen Neuerungen bereits im Frühjahr 2016, nachdem die 

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts bekannt geworden ist, in Form eines 

Änderungsantrags eingebracht haben und dass damals keine Bereitschaft bestanden 

hat, über diese Vorschläge auch nur ein bisschen zu diskutieren oder sie gar zu über-

nehmen. Insofern sind wir froh, dass es jetzt nach zwei Jahren so weit ist, dass die 

Staatsregierung im Prinzip das vorschlägt, was wir damals zum Kernbereichsschutz, 

aber auch zum Schutz der Berufsgeheimnisträger und zu längerfristigen Observatio-

nen vorgeschlagen haben. Es hat zwar zwei Jahre gedauert, aber immerhin ist es jetzt 

gekommen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, beim Schutz der Berufsgeheimnisträger 

stimme ich Frau Merk nicht zu. Ich meine, dass unser Änderungsantrag durchaus 

wohlüberlegt ist und den Anregungen des Bayerischen Journalisten-Verbandes, die 

Sie im Übrigen auch bekommen haben, gerecht wird. Dieser hat in einem durchaus 

beachtlichen mehrseitigen Papier dargelegt, warum es nicht nur um den Schutz der 

Journalisten als Berufsgruppe, sondern auch um den Schutz ihrer Quellen geht, den 

sie brauchen, um investigativ tätig werden zu können. Das war der Hintergrund unse-

res Änderungsantrags. Dass Sie den jetzt nicht akzeptieren, bedauern wir.

Meine Damen und Herren, im Hinblick auf die Zeit und aus den in der Ersten Lesung 

und insbesondere bei der Beratung über die Novellierung des Bayerischen Verfas-

sungsschutzgesetzes im Jahr 2016 genannten Gründen will ich es jetzt kürzer ma-

chen. Diejenigen, die dabei waren, werden sich daran erinnern, wie ich die Mitglieder 
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des Innenausschusses mit einer Rede, die fast eine Stunde gedauert hat, genervt 

habe. Darauf verweise ich jetzt wieder. Weil eine Gesamtschau mit dem soeben ver-

abschiedeten PAG-Neuordnungsgesetz und mit dem Gesetz zur effektiveren Überwa-

chung gefährlicher Personen erforderlich ist und weil Sie aus dem Landesamt für Ver-

fassungsschutz eine Gefahrenabwehrbehörde machen möchten, welche das Recht 

zum Zugriff auf Vorratsdaten hat, anstatt es dabei zu belassen, dass das Landesamt 

für Verfassungsschutz wie über Jahrzehnte hinweg eine Behörde zur Sammlung und 

Auswertung von Informationen, ein, wie es neuerdings heißt, analytischer Informati-

onsdienstleister ist und keine Gefahrenabwehrbehörde, aus diesen Gründen und um 

in der Konsequenz der bisherigen Argumentation zu bleiben, werden wir diesem Ge-

setzentwurf nicht zustimmen.

Letze Bemerkung: Frau Dr. Merk, Sie haben es angesprochen. Der Notwendigkeit der 

Datenübermittlung zwischen verschiedenen Behörden nicht nur im Inland, sondern 

auch mit dem Ausland will ich gar nicht widersprechen. Aber ich darf schon daran erin-

nern, dass wir vor 15 Jahren, als die BAO Bosporus das Bayerische Landesamt für 

Verfassungsschutz angefragt hat, ob es Erkenntnisse über Rechtsextremisten im 

Raum Nürnberg hat, froh gewesen wären, wenn sich unser Bayerisches Landesamt 

für Verfassungsschutz nicht hinter Datenschutzproblemen versteckt, sondern die Infor-

mationen übermittelt hätte. Das war rechtlich auch damals schon zulässig. Es ist gut, 

wenn es jetzt perfektioniert wird. Aber die Fehler sind schon vor vielen Jahren ge-

macht worden. Das haben wir schmerzlich erfahren.

(Beifall bei der SPD)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – Der nächste Redner ist Herr 

Prof. Dr. Bauer.

Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer (FREIE WÄHLER): (Vom Redner nicht autorisiert) 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst verweise ich 

auf meine Ausführungen vom 27.02.2018 in der Ersten Lesung und den Änderungsbe-
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darf, auf den wir hingewiesen haben. Ich bedaure ausdrücklich, dass einige Änderun-

gen, insbesondere zu den Berufsgeheimnisträgern, nicht berücksichtigt worden sind. 

Deshalb kann ich an dieser Stelle schon sagen, dass wir dem Änderungsantrag der 

SPD zustimmen werden.

In der Diskussion innerhalb der Fraktion haben wir eine Abwägung vorgenommen. 

Sollen wir den Gesetzentwurf ganz ablehnen oder ihm zustimmen? Letztendlich hat 

sich die Fraktion dazu entschlossen, dem Gesetzentwurf dennoch zuzustimmen. Die 

Anmerkung zu den Berufsgeheimnisträgern war uns besonders wichtig. Deshalb habe 

ich an dieser Stelle ganz klar daran erinnert.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – Die nächste Rednerin ist Frau 

Kollegin Schulze.

Katharina Schulze (GRÜNE): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Aller-

spätestens nach der Mordserie des NSU sollte wirklich allen klar geworden sein, dass 

sich beim Verfassungsschutz einiges ändern muss.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir GRÜNE fordern das regelmäßig ein. Änderungen gab es bisher kaum. Die CSU 

hat in dieser Legislaturperiode bereits eine Neufassung des Bayerischen Verfassungs-

schutzgesetzes durchgedrückt, welche in die falsche Richtung geht. Das Bayerische 

Landesamt für Verfassungsschutz verfügt jetzt über weitreichende, höchst bedenkli-

che Überwachungsmöglichkeiten.

(Reinhold Bocklet (CSU): Unglaublich, was die Dame erzählt!)

Die Sicherheitsarchitektur, über die wir schon in Bezug auf das PAG diskutiert haben, 

hat sich diesbezüglich noch weiter verschoben. Lieber Herr Kollege, der Verfassungs-

schutz in Bayern soll jetzt auf die Vorratsdaten zugreifen, was aus Gründen des Tren-
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nungsgebotes eigentlich nicht zulässig ist. Deshalb haben wir GRÜNE bei der ersten 

Neufassung des Bayerischen Verfassungsschutzgesetzes mit Nein gestimmt, und wir 

klagen vor dem Bayerischen Verfassungsgerichtshof.

(Beifall bei den GRÜNEN – Reinhold Bocklet (CSU): Der wird euch helfen!)

Jetzt haben Sie wieder einen Gesetzentwurf vorgelegt, weil Änderungen von gerichtli-

cher Seite kommen und Sie anpassen müssen. Wenn man sich diesen Gesetzentwurf 

anschaut, kann man feststellen: Unsere Klage vor dem Bayerischen Verfassungsge-

richtshof ist weiterhin wichtig. Auch dieser neue Gesetzentwurf – Herr Kollege Schind-

ler hat es vorhin auch erwähnt – atmet denselben Geist wie die Novellierung des Poli-

zeiaufgabengesetzes und bringt weitere Verschärfungen mit sich. Wir GRÜNE stellen 

uns entschieden gegen das Absenken der Eingriffsschwellen für Auskunftsersuchen 

im Schutzbereich des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses und lehnen diesen 

Gesetzentwurf deshalb ab.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zwar bringt der Entwurf auch ein paar Verbesserungen – so hat sich das Problem bei 

Wohnraumüberwachungen von Zielpersonen wohl erledigt –, aber leider werden unse-

rer Meinung nach nicht alle verfassungsrechtlich bedenklichen Themen angepackt. 

Der Verfassungsschutz darf weiterhin auf Vorratsdaten zugreifen, was aufgrund des 

Trennungsgebotes unserer Meinung nach gar nicht geht.

Wir kritisieren außerdem, dass ein Betretungsrecht für Wohnraum zur Vorbereitung 

und Durchführung einer verdeckten Online-Datenerhebung eingeführt wird. Der Ver-

fassungsschutz darf also in die Wohnung einer Person eindringen, um eine Spy-Soft-

ware auf deren PC aufzuspielen. Dieses Recht hatte die CSU-Staatsregierung dem 

Verfassungsschutz in der 15. Legislaturperiode schon einmal gegeben und in der 

16. Legislaturperiode während der Beteiligung der FDP an der Regierung wieder auf-

gehoben. Der Grundsatz der Unverletzlichkeit der Wohnung ist ein hohes Gut. Ich 
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finde es wirklich bedenklich, schade und traurig, dass die CSU-Staatsregierung ihren 

rechtsstaatlichen Fehltritt vor zehn Jahren mit diesem Gesetzentwurf wiederholt.

Leider hat die CSU-Staatsregierung vor allem den Kernbereichsschutz nicht korrekt 

umgesetzt. Für unterschiedliche Überwachungsmaßnahmen müssen auch unter-

schiedliche kernbereichsschützende Verfahrensregeln getroffen werden. Nicht nur wir 

– das wurde von den Vorrednern auch schon genannt –, sondern auch der Bayerische 

Journalisten-Verband fordern, dass Journalistinnen und Journalisten und ihre Quellen 

nicht schlechtergestellt sein sollten als andere Berufsgruppen, wenn es um die An-

wendung nachrichtendienstlicher Mittel geht. Das sehen wir genauso. Das findet sich 

aber in Ihrem Gesetzentwurf auch nicht wieder.

Langer Rede kurzer Sinn: Dem Änderungsantrag der SPD stimmen wir zu. Ihren Ge-

setzentwurf lehnen wir ab. Es gibt noch weitere Punkte, die wir kritisieren. Zu nennen 

ist die mangelnde Kontrolle des Verfassungsschutzes. Das Parlamentarische Kontroll-

gremium wird in unseren Augen nicht ausreichend gestärkt. Die parlamentarischen 

Berichtspflichten sind zudem unzureichend. Deswegen müssen wir Ihren Gesetzent-

wurf ablehnen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – Nächster Redner ist Herr 

Staatsminister Herrmann.

Staatsminister Joachim Herrmann (Inneres und Integration): Frau Präsidentin, liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Es ist fünf vor zwölf, aber wir kriegen das hin.

(Allgemeine Heiterkeit)

Das Ihnen vorliegende Änderungsgesetz ist durch neue Vorgaben des Bundesverfas-

sungsgerichts veranlasst. Anlässlich der Ersten Lesung habe ich schon darauf hinge-

wiesen, dass die Vorgaben aus dem BKA-Gesetz-Urteil sehr detailliert ausgefallen 

sind und den Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers erheblich einschränken. Da 
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vieles von dem, was das Bundesverfassungsgericht als gesetzliche Regelung fordert, 

durchaus vernünftig ist, übernehmen wir es jetzt auch in das Bayerische Verfassungs-

schutzgesetz, obwohl in der Fachliteratur nach wie vor umstritten ist, ob und inwieweit 

die für das Polizeirecht entwickelten Vorgaben des BKAG-Urteils überhaupt auf das 

Recht der Nachrichtendienste übertragbar sind.

Natürlich kann nicht alles eins zu eins von der Polizei auf den nachrichtendienstlichen 

Tätigkeitsbereich übertragen werden. Aber ich meine, dass wir den zentralen Anlie-

gen, die hinter den Detailforderungen stehen, mehr als gerecht werden. Wir überneh-

men den vom Bundesverfassungsgericht geformten Grundsatz der Zweckbindung 

ebenso wie das sogenannte Kriterium der hypothetischen Datenneuerhebung in das 

Gesetz, schaffen normenklare Adressatenbestimmungen und eine detaillierte Rechts-

grundlage für Observationen, schränken die Übermittlung von Daten ins Ausland ein 

und erweitern die parlamentarische Kontrolle. Sehr geehrte Damen und Herren, wir 

gehen teilweise sogar über die Forderungen der Richter hinaus, indem wir zum Bei-

spiel den Kernbereich privater Lebensführung bei jeder nachrichtendienstlichen Maß-

nahme unter gesetzlichen Schutz stellen.

Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf wollen wir ein klares Signal nach Karlsruhe sen-

den. Wir haben verstanden: Wir können und wollen die Arbeitsgrundlage für unseren 

Verfassungsschutz im Einklang mit der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-

richts regeln. Insgesamt handelt es sich fast ausschließlich um Änderungen, die dem 

Schutz der Betroffenen dienen. Ich meine, daher stünde es auch den Vertretern der 

Opposition, die stets mehr solcher Schutzvorschriften fordern, gut zu Gesicht, diesem 

Gesetz heute ihre Zustimmung zu geben. Auf jeden Fall bitte ich die Mehrheitsfraktion 

um diese Zustimmung. – Vielen Dank und alles Gute für den neuen Tag.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. – Weitere Wortmeldungen liegen 

mir nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir kommen jetzt zur Abstim-
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mung. Der Abstimmung liegen der Gesetzentwurf der Staatsregierung auf Drucksache 

17/20763 und der Änderungsantrag von Abgeordneten der SPD-Fraktion auf Drucksa-

che 17/21807 sowie die Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses für 

Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport auf Drucksache 17/21873 zugrunde.

Vorweg ist über den vom federführenden Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere 

Sicherheit und Sport zur Ablehnung empfohlenen Änderungsantrag der SPD-Fraktion 

abzustimmen. Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Änderungsantrag der SPD-

Fraktion auf Drucksache 17/21807 zustimmen möchte, den bitte ich jetzt um sein 

Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der SPD und der FREIEN WÄHLER, BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN, Kollegin Stamm (fraktionslos) und Kollege Muthmann (frakti-

onslos). Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Das ist die CSU-Fraktion. Gibt es 

Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltungen. Damit ist der Änderungsantrag ab-

gelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Gesetzentwurf. Zum Gesetzentwurf emp-

fiehlt der federführende Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und 

Sport Zustimmung. Der Ausschuss für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

stimmt bei seiner Endberatung ebenfalls zu. Ergänzend schlägt er vor, in § 3 als 

Datum des Inkrafttretens den "1. Juli 2018" einzufügen. Im Einzelnen verweise ich 

hierzu auf die Drucksache 17/21873. Aufgrund der im letzten Plenum beschlossenen 

Änderung des Bayerischen Datenschutzgesetzes, mit dem auch das Verfassungs-

schutzgesetz geändert worden ist, ist in § 1 das Datum der letzten Änderung anzupas-

sen sowie die entsprechende Seite des Gesetz- und Verordnungsblattes zu benen-

nen.

Wer dem Gesetzentwurf mit der vorliegenden Ergänzung seine Zustimmung geben 

will, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU und 

der FREIEN WÄHLER. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Das sind die SPD-Frak-

tion, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Kollegin Stamm (fraktionslos) und Kollege Muth-

mann (fraktionslos). Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltungen. Dann ist das so 
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beschlossen.Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde, führen wir gemäß 

§ 56 der Geschäftsordnung sofort die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie 

in einfacher Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt sich nicht. Wer dem Gesetz-

entwurf seine Zustimmung geben möchte, möge sich bitte jetzt vom Platz erheben. – 

Das sind die CSU-Fraktion und die Fraktion FREIE WÄHLER. Ich bitte, Gegenstim-

men auf die gleiche Weise anzuzeigen. – Das sind die SPD-Fraktion, BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN sowie die Kollegin Claudia Stamm (fraktionslos) und Kollege Muthmann 

(fraktionslos). Stimmenthaltungen? – Keine. Dann ist das Gesetz so angenommen. Es 

hat den Titel: "Gesetz zur Änderung des Bayerischen Verfassungsschutzgesetzes".
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